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Schriftliche Kleine Anfrage 
des Abgeordneten Jörg Hamann (CDU) vom 05.10.11 

und Antwort des Senats 

Betr.: Bündnis für das Wohnen – Vertrag mit der Wohnungswirtschaft 

Am 20.09.2011 hat der Senat ein Bündnis mit der Wohnungswirtschaft ge-
schlossen, in dem eine Absichtserklärung für den Bau von 6.400 Wohnungen 
festgelegt wird. Ein Bündnis ist laut Definition: „Ein vertraglich geregeltes 
Verhältnis zwischen gleichberechtigten Partnern. Bündnisse können natürli-
che Personen, juristische Personen oder Staaten untereinander abschließen, 
wobei dem Charakter nach das Bündnis zeitlich befristet ist.“  

Ich frage deshalb den Senat: 

1. Wie lautet der genaue Bündnistext (bitte als Anlage beifügen)? 

Siehe Anlage. 

2. Wann wird das „Bündnis“ im Stadtentwicklungsausschuss vorgestellt 
und diskutiert? 

Dem Senat obliegt es nicht, die Tagesordnungen anderer Verfassungsorgane zu pla-
nen. Beschlüsse gemäß § 53 Absatz 2 der Geschäftsordnung der Hamburgischen 
Bürgerschaft fassen die Ausschüsse selbst. 

3. Welche zeitliche Befristung hat das Bündnis zwischen Senat und Woh-
nungswirtschaft? Welche Gründe gibt es für diese Entscheidung? 

Die Vereinbarung gilt grundsätzlich für die 20. Legislaturperiode. Die Vereinbarungen 
zum Klimaschutz und zur Energieeffizienz sind perspektivisch bis 2020 ausgelegt. 

Die Befristungen sind Ergebnis der Verhandlungen. 

4. Gemäß den Verlautbarungen des Senats sollen die Wohnungsbauge-
sellschaften 6.400 Wohnungen pro Jahr bauen. Warum muss die Woh-
nungswirtschaft zusätzlich zu den bezirklich festgelegten Zielen noch 
einmal fast dieselbe Anzahl an Wohnungen bauen (bitte ausführliche Er-
läuterung des Sachverhaltes)? 

5. Werden nach Addition der Zahlen des „Vertrags für Hamburg“ und des 
„Bündnisses für das Wohnen“ jetzt insgesamt circa 12.000 Wohnungen 
pro Jahr gebaut?  

Wenn ja warum?  

Wenn nein, warum nicht? 

Die Fragen gehen von unzutreffenden Annahmen aus. Es gibt keine Verlautbarung 
des Senats, wonach 6.400 Wohnungen jährlich von Wohnungsbaugesellschaften 
errichtet werden sollen. Die Wohnungswirtschaft muss auch keine zusätzliche Anzahl 
von Wohnungen zu den mit den Bezirken festgelegten Zielen bauen. Die Bezirke bau-
en keine Wohnungen. 
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Im „Vertrag für Hamburg“ haben Senat und die Bezirke sich zum Ziel gesetzt, die Zahl 
der genehmigten Wohnungen so zügig wie möglich auf 6.000 pro Jahr zu steigern. 

Im „Bündnis für das Wohnen in Hamburg“ haben die Wohnungsverbände sich ver-
pflichtet, auf ihre Mitglieder einzuwirken, jährlich mit dem Bau von insgesamt 5.400 
Wohnungen zu beginnen. Darüber hinaus werden auch Wohnungen von nicht in den 
Verbänden organisierten Bauherren errichtet. 

Die Vereinbarungen ergänzen sich somit. Während die Bezirke sich unter anderem 
verpflichten, möglichst schnell 6.000 Baugenehmigungen jährlich zu erteilen, haben 
sich die Wohnungsverbände verpflichtet, auf ihre Mitgliedsunternehmen einzuwirken, 
die Wohnungen zu bauen.  

6. Wie beurteilt der Senat oder die zuständige Behörde das kurz nach der 
Vertragsunterzeichnung verkündete vorzeitige Abrücken von den anvi-
sierten Wohnungsbauzielzahlen? 

Die Wohnungsbauzielzahl liegt unverändert bei jährlich 6.000 Wohnungsbaubeginnen. 

7. Geht der Senat davon aus, in jedem Jahr die Zahl von 6.000 Wohnun-
gen im Neubau auf bezirklicher Ebene und auf Seiten der Wohnungsge-
sellschaften zu erreichen?  

Wenn ja, warum?  

Wenn nein, warum nicht?  

Für beide Antwortmöglichkeiten bitte ich um eine möglichst ausführliche 
genaue Begründung. 

Siehe Antwort zu 4. und 5. 

8. Ab wann ist die Senatskommission für Stadtentwicklung und Wohnungs-
bau arbeitsfähig? Wer wird dieser Kommission angehören? 

Die Senatskommission für Stadtentwicklung und Wohnungsbau hat ihre Arbeit am  
8. September 2011 aufgenommen.  

Der Senatskommission gehören an: Erster Bürgermeister Scholz, Senator Horch, 
Senatorin Blankau, Senator Dr. Tschentscher, Staatsrat Dr. Voges, Staatsrat Dr. Hill, 
Staatsrat Dr. Krupp, Staatsrat Sachs, Staatsrat Pörksen und Staatsrat Schwinke. Wei-
tere Teilnehmer sind die Bezirksamtsleiter. 

9. Gibt es schon Bebauungsplanverfahren, in denen die Kommission die im 
Vertrag festgeschriebenen Vorgaben durchsetzt?  

Wenn ja, in welchen?  

Wenn nein, warum nicht? 

Nein; der Senatskommission lag bisher kein entsprechendes Bebauungsplanverfah-
ren vor. 

Nach dem Vertrag für Hamburg sind alle Beteiligten bestrebt, auftretende Konflikte 
zügig und sachorientiert zu lösen. 
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Anlage 
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